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Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

OR Obligationenrecht

EOG Bundesgesetz Uiber den Erwerbsersatz fir Dienstleistende und bei
Mutterschaft
(Erwerbsersatzgesetz)

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats
co Code des obligations
LAPG Loi fédérale sur les allocations pour perte de gain en cas de service et de

maternité (Loi sur les allocations pour perte de gain)
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BUNDESRATSGESCHAFT
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ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Familienpolitik

In der Frihjahrssession 2020 beriet der Stadnderat als Erstrat die Verlangerung der
Mutterschaftsentschadigung bei langerem Spitalaufenthalt des Neugeborenen.
Kommissionssprecherin Haberli-Koller (cvp, TG) présentierte dem Rat das Geschéft und
zeigte sich im Namen der Kommission mehrheitlich zufrieden mit dem bundesréatlichen
Vorschlag, der jahrlich CHF 5.9 Mio. kosten und Anderungen im EOG sowie im OR
beinhalten soll. Einzig bezuglich der Frage, ob die Verlangerung der Entschadigung
davon abhangig gemacht werden soll, ob die Mutter ihre Erwerbstatigkeit nach dem
Mutterschaftsurlaub weiterfihren werden oder nicht, schuf die SGK-SR mit 8 zu 5
Stimmen eine Anderung. Mit der bundesratlichen Regelung sollen die AHV-
Ausgleichskassen aufgrund von Bestatigungen der Arbeitgebenden zum Zeitpunkt der
Niederkunft prifen, ob nach Ende des Mutterschaftsurlaubs ein glltiges
Arbeitsverhéaltnis besteht. Die Kommission erachtete eine solche Uberprifung als
problematisch, weil eine entsprechende Bestatigung fir die Arbeitgebenden schwierig
zu erteilen sei, die Mutter von Neugeborenen, die langer im Spital bleiben mussten,
andere Prioritaten hatten und deren zuklnftige Erwerbstatigkeit auch vom Verlauf der
Genesung der Neugeborenen abhange. Entsprechend wollte sie die Nachweispflicht der
Weiterfuhrung der Erwerbstatigkeit streichen. Die Verwaltung habe zudem darauf
hingewiesen, dass im Falle einer Streichung dieser Nachweispflicht ein weiterer, darauf
aufbauender Artikel gestrichen werden kénne. Da dies aber in der Kommission noch
nicht besprochen worden sei, bat Haberli-Koller den Nationalrat, diese Frage in seiner
Debatte noch zu klaren. Stillschweigend stimmte der Standerat dieser Anderung und im
Anschluss mit 42 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung) der Vorlage insgesamt zu. Die einzigen
Gegenstimmen stammten von zwei SVP-Stéanderéten.

1) AB SR, 2020, S. 9 ff.
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